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Die Erosion demokratischer Substanz in der 

Europäischen Union 
 

Das ungarische Mediengesetz ist kein Unikat 

 
von Dieter Spöri 
 
Vor dem EU-Sondergipfel der Staats- und Regierungschefs am 11. 

März 2011 wirbt EBD-Präsident Dieter Spöri dafür, trotz der aktuel-

len Veränderungen im arabischen Raum und trotz Eurokrise ein an-

deres zentrales Problem nicht aus den Augen zu verlieren: die Krise 

der demokratischen Wertegemeinschaft Europa. 

 

 

 

Frei nach Karl Marx: Eine Angst geht um 
in Europa. Diesmal aber nicht vor dem 
gescheiterten Kommunismus, sondern 
vor den inflationären Tendenzen in der 
Weltwirtschaft oder gar einem völligen 
Zerbrechen des Euro. Angesichts der 
Probleme, die sich vor dem Euro-
Sondergipfel am 11. März in der europa-
politischen Pipeline aufgestaut haben, 
sind dies fürwahr nicht nur eingebildete 
Ängste. Schließlich haben unsere Banken 
nachwievor ihre Anleihen mit unrealis-
tisch überhöhten Werten in den Bilanzen, 
und die damit verknüpfte Schuldenkrise 
einer stattlichen Zahl von Mitgliedsstaa-
ten ist noch lange nicht überstanden. Die 
morgen auf dem Treffen der Regierungs-
chefs zum Beschluss anstehenden Ge-
genmaßnahmen, wie etwa verschärfte 
Sanktionen gegen Stabilitätssünder oder 
der neue permanente Stabilisierungsme-
chanismus sowie der europäische Wett-
bewerbspakt, sind zwar nach heutigem 
Diskussionsstand keine Wundermittel. 
Dennoch stimmt zumindest die im Vor-
feld erkennbare Grundrichtung, zu der 
sich für Europa nur noch weit schlechtere 
Alternativen bieten. 
 

Die Konzentration der europäischen Poli-
tik vor diesem historischen Gipfel auf die 
Währungskrise und die verstärkte Bin-
dung der politischen Ressourcen der EU 
durch die Umbrüche in der arabischen 
Welt lenkt jedoch von einem zentralen 
inneren Problem ab, das schon länger die 
Zukunftsfähigkeit der EU schleichend in 
Frage stellt: Ich meine die Krise der de-
mokratischen Wertegemeinschaft Euro-
pa. 
 
Es ist unbestreitbar, dass die Entwick-
lung der EU im langfristigen Trend mit 
einer Gefährdung, ja Erosion der demo-
kratischen Substanz der EU einhergeht. 
Auffallend sind dabei vor allem unüber-
sehbare Deformationen im Verhältnis 
von Medienfreiheit und politischem 
Wettbewerb in einzelnen Mitgliedslän-
dern. Diese Entwicklung macht selbst vor 
zentralen Gründerländern der europäi-
schen Integration nicht Halt. Wer wollte 
behaupten, dass die überwiegend Kon-
trolle großer Teile des Mediensektors in 
Italien durch Silvio Berlusconi und der 
damit verbundene Abbau demokratischer 
Substanz, sprich der Wirksamkeit oppo-
sitioneller Kontrolle, nicht eine demokra-
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tiegefährdende Verquickung medialer 
und politischer Macht darstellt. 
 
Schauen wir aber neuerdings nach Un-
garn, das gegenwärtig die europäische 
Ratspräsidentschaft inne hat, wird die 
Situation noch gravierender: Das neue 
ungarischen Mediengesetz ist ja nur der 
vorläufige Höhepunkt einer bedenklichen 
Entwicklung der jungen ungarischen 
Demokratie, die nun mit der Umkehrung 
der Kontrollbefugnis der Medien gegen-
über der Politik ihren vorläufigen Höhe-
punkt erreicht hat. Auch in der eben im 
ungarischen Parlament modifizierten 
Version des Gesetzes wird eine "ausge-
wogene" Berichterstattung von einer 
neugeschaffenen Staatsbehörde kontrol-
liert, die personell nur von der Regie-
rungspartei Fidesz besetzt ist. Die Defini-
tion von "Ausgewogenheit" obliegt natür-
lich dieser Behörde. Die Zugeständnisse, 
die eine höchst zögerliche EU-
Kommission bei der ungarischen Regie-
rung erreichte, haben also bei allgemein 
zugänglichen Medien im Kern nichts an 
der Funktion der neuen Aufsichtsbehörde 
geändert, in der alleine eine ohnehin 
dominante Regierungspartei das Sagen 
hat. 
 
Bedenklich bei den Reaktionen aus Brüs-
sel ist die Tatsache, dass die zuständige 
Kommissarin Neelie Kroes ihre kritischen 
Nachfragen gezielt an den unwichtigen 
Punkten des ungarischen Mediengesetzes 
angesetzt hatte und sich die Kommission 
beim wichtigsten Punkt - einer drohen-
den Ein-Parteien-Zensurbehörde - opera-
tiv für nicht handlungsfähig erklärt hat. 
Der Tiefpunkt des Versagens der Brüsse-
ler Administration war die positive Reak-
tion der gesamten EU-Kommission auf 
einige Schönheitskorrekturen an dem 
umstrittenen Gesetz. Frau Kroes feierte 
diese Kosmetik gar als großen Durch-
bruch. Es war aber daher keine Übertrei-
bung, wenn die Süddeutsche Zeitung 
von einer Kapitulation der Kommission 
sprach und meinte, dass "die Einigungs-
fanfaren der Kommissarin den Willen der 
Parlamentarier brechen sollen". Gemeint 

sind die Europaparlamentarier, die auf 
die Abwiegelei der Kommission hin ihre 
Resolution im Parlament verschoben hat-
ten. 
 
Kein Wunder, dass der ungarische Minis-
terpräsident Victor Orbán aufgrund die-
ser völlig laschen Haltung der EU-
Kommission mit provokanter Polemik 
davon sprach, man habe nunmehr die 
Angriffe, die das ungarische Volk belei-
digt hätten, zurückgeschlagen. Sicher 
fühlte er sich zu diesem provokanten Stil 
schon durch die Leisetreterei von EU-
Präsident Herman Van Rompuy bei des-
sen Besuch am Vortag des Starts der 
ungarischen Ratspräsidentschaft in Bu-
dapest ermuntert, wo dieser im Rahmen 
seiner Rede zur ungarischen Präsident-
schaft kein Wort zur Problematik des 
ungarischen Mediengesetzes verloren 
hatte. Eine unglaubliche Leisetreterei des 
neuen EU-Präsidenten! 
 
Leider ist das neue ungarische Medien-
gesetz beileibe kein Unikat, wenn man 
die Gefährdung demokratischer Mindest-
standards in der EU betrachtet. Es geht 
hier ja nicht nur um Presse- und Mei-
nungsfreiheit, sondern es geht insbeson-
dere auch um die Unabhängigkeit der 
Justiz und die entschlossene Abwehr von 
Korruption im Bereich staatlicher Verwal-
tungen. Genau hier hat die EU mit ande-
ren Mitgliedsländern der letzten Erweite-
rungsstufe immer noch schwere ungelös-
te Probleme: Alle Reformen und Unter-
stützungsmaßnahmen von Brüssel haben 
nichts daran geändert, dass in Bulgarien 
und Rumänien die aktuellen Zustände in 
Justiz und Verwaltung immer noch nicht 
demokratischen Mindeststandards ent-
sprechen. In der Rückschau muss kri-
tisch gesagt werden, dass bei der EU-
Osterweiterung unverantwortlich groß-
zügig über die Mängel in diesen Berei-
chen hinweggesehen wurde. Das Dilem-
ma ist jetzt, dass sich in diesen existen-
tiellen Fragen demokratischer Mindest-
standards nicht mehr Mitgliedschaft als 
schärfstes Druckinstrument gegen eine 
Verluderung demokratischer Essentials 
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ins Spiel bringen lässt. Das gleiche gilt 
übrigens für das EU-Altmitglied Grie-
chenland, in dem Korruption und statisti-
sche Manipulation von vielen in Europa 
als traditionelles Brauchtum übersehen 
wurden, bis Griechenland vor dem 
Staatsbankrott stand und die Regierung 
Papandreou im Rahmen der aktuellen 
Währungskrise rigide Gegenmaßnahmen 
ergreifen musste. 
 
Es ist daher unerlässlich, dass die EU die 
permissiven Methoden des bisherigen 
Erweiterungsprozesses nicht einfach in 
die Zukunft extrapoliert. Wir müssen das 
Monitoring bei der Einhaltung individuel-
ler Grundrechte wie z.B.  Presse- und 
Meinungsfreiheit und demokratischer 
Mindeststandards in Justiz und Verwal-
tung genauso ernsthaft stärken, wie bei 
der Einhaltung der Mindeststandards 
finanz- und kreditpolitischer Seriosität. 
Jede strukturelle Tendenz zur Untergra-
bung der Unabhängigkeit und Unbe-
stechlichkeit von Justiz und Verwaltung 
muss künftig genauso stringent mit 
Sanktionen geahndet werden, wie die 
Verletzung ökonomischer Standards, wie 
etwa der Defizitgrenzen für Staatshaus-
halte. 
 
Wer diese Mindeststandards notorisch 
verletzt, kann als Beitrittskandidat künf-

tig nicht aufgenommen werden. In dieser 
Frage darf es keine Wiederholung der 
naiven Haltung bei der letzten Erweite-
rungsstufe der EU geben: Nämlich der 
Denkweise nach dem Prinzip Hoffnung, 
dass sich durch einen Eintritt in die EU 
die Verhältnisse schon automatisch in 
Richtung auf die Einhaltung demokrati-
scher Mindeststandards hinbewegen. 
Wer so verfährt, importiert die Erosion 
demokratischer Substanz in die EU. Die 
verschärfte Kontrolle muss selbstver-
ständlich genauso für alle jetzigen Mit-
gliedsstaaten gelten. 
 
Also denken wir trotz aller Euro- und 
Inflationssorgen nicht nur an die Öko-
nomie in Europa. Denken wir ebenso 
daran, dass die EU existentiell von ihren 
Ursprüngen her nicht nur eine Gemein-
schaft zur Wohlstands- und Friedenssi-
cherung war, sondern genauso zur Ga-
rantie demokratischer Grundrechte sowie 
Mindeststandards wie Presse- und Mei-
nungsfreiheit und freier demokratischer 
Konkurrenz. Nur so verhindern wir die 
weitere Erosion demokratischer Substanz 
als Markenkern der Erfolgsgeschichte der 
EU. Das ist genauso eine existentielle 
Frage für die Zukunftsfähigkeit Europas 
wie die Währungskrise! 
 
 

 
 

 

Dr. Dieter Spöri ist Präsident des Netzwerks Europäische Bewegung Deutschland (EBD)  

 

Kontakt: 

dieter.spoeri@europaeische-bewegung.de 

 

Beim Zitieren dieses Artikels verweisen Sie bitte auf: 

http://www.europaeische-bewegung.de/fileadmin/files_ebd/eu-in-brief/EBD_PUB_EU-in-

BRIEF_2_2011.pdf 

 

Zitier-Hinweise: Bisher wurden keine verbindlichen Regeln zur Zitierweise digitaler Publikatio-

nen geschaffen. Daher bitten wir, folgende Angaben zu übernehmen, wenn Sie einen unserer 

Texte zitieren möchten: Autoren des Textes, Titel des Textes, Internetadresse wie angeben. Für 

Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 
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Impressum 

 
EU-in-BRIEF Analysen – Positionen – Vorausschau ist ein kostenloses Informati-
onsangebot im PDF-Format des Netzwerks Europäische Bewegung Deutschland. 
 
© Europäische Bewegung Deutschland e.V. 

 
Sophienstr. 28/29 
D - 10178 Berlin 
 
Fon: +49 30 3036201-10 
Fax: +49 30 3036201-19 
 
netzwerk@europaeische-bewegung.de 

 
Herausgeber: Bernd Hüttemann (V.i.S.d.P.) 

 
 

 

Mehr Wissen! 

 

Auf der Website des Netzwerks EBD erfahren Sie alles Wesentliche über unsere  
Organisation und können kostenfrei auf eine Vielzahl von Informationen zu  
Europa zugreifen: http://www.europaeische-bewegung.de/ 
 
 

Das Netzwerk EBD ist institutioneller Partner des Auswärtigen Amtes. 
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